
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 23.09.2025 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 037/611-1/2025/18 

Vorlage: 037/2025/0077 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Ausschuss für Liegenschaften, 
Verkehr, Bau und Dorferneue-
rung Mommenheim 

25.09.2025  Öff.    

Gemeinderat Mommenheim 30.10.2025 6 Öff.    

 
    

 
Mommenheim; Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: An den Borngärten; Flur 6, Flurstück 35/72  
Fristende: 27.10.2025 
Überschreitungen der Aufschüttungen 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Abwei-
chungsantrag gemäß § 31 Abs. 2 BauGB in Bezug auf die Überschreitungen der Aufschüttun-
gen. 
 
 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Klassen)  (Livingston)     
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter     
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 35 im 
bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung Mainz-Bingen im 
Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht 
identisch sind, die Entscheidung jedoch die Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der 
Gesetzgeber zu deren Sicherung die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, wenn sie 
nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn das zuständige Gre-
mium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen 
oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr 
das Einvernehmen im Sinne des § 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 27.10.2025.  
  
 
• Abweichungsantrag  
 
Gegenstand des Abweichungsantrages sind die Überschreitungen der Aufschüttungen bezüglich des 
Neubaus eines Einfamilienhauses mit einer Wohneinheit und zwei Stellplätzen. 
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen Bebauungsplanes (§ 30 
BauGB) mit Bezeichnung „Am Lazarienpfad“. 
 
Das Grundstück befindet sich in der Zone „WA 1b -t-“. Das bedeutet, es befindet sich in talseitiger Lage 
zur Erschließungsstraße. Dies sind Grundstücke, die in der Regel von der maßgeblichen Erschließungs-
straße nach Norden abfallen.  
 
Der Bebauungsplan setzt unter Ziffer „2.2.2 Abgrabungen und Aufschüttungen“ fest, dass grundsätz-
lich Abgrabungen und Aufschüttungen des natürlichen Geländes bis maximal 1,25 m zulässig sind. 
Sollte bei talseitigen Grundstücken Aufschüttungen von mehr als 1,25 m erforderlich sein, um das Stra-
ßenniveau zu erreichen, sind für diese Grundstücke ausnahmsweise Aufschüttungen über dieses Maß 
zulässig. Soweit Stützmauern erforderlich sind, dürfen diese bis zu einer Höhe von maximal 1,25 m 
errichtet werden. 
 
Beim Flurstück 35/72 beträgt die Höhendifferenz des natürlichen Geländes in Nord-Süd-Richtung circa 
3,70 m. Um den Bauherren einen ebenerdigen Zugang zur Terrasse zu ermöglichen, sind im Norden 
der Fassade Aufschüttungen von 1,67 m Höhe notwendig, um Straßenniveau zu erreichen. Diese wer-
den als Böschung ausgebildet und betreffen die Terrasse entlang der nördlichen Fassade. Auch an der 
westlichen Fassade wird um 42 cm aufgeschüttet. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken. Im vorliegenden Fall kann 
eine ausnahmsweise Aufschüttung zugelassen werden, da die Grundzüge der Planung nicht berührt 
werden. 
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.
  
 
 


